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al kleinlich, mal großzü-

gig – die Rechtsprechung bleibt für Über-
raschungen gut. Wie bereits in DDIVaktuell 
6/16, S. 48, berichtet, „schadet“ es, und 
zwar beträchtlich, wenn die Flächenangabe 
im Gebäudeversicherungsvertrag den wah-
ren Verhältnissen nicht genau genug ent-
spricht. Diesmal ging es um die Frage, wie 
sehr der Neubau nach einem Schadensfall 
seinem Vorgänger ähneln muss, um nicht 
nur den Sachwert (Zeitwert) des versicher-
ten Gebäudes, sondern auch den darüber 
hinausgehenden Teil der Versicherungs-
summe – in Fachkreisen „Neuwertspitze“ 
genannt – erstattungsfähig zu machen. Die 
(übliche) Klausel: Es muss sichergestellt sein, 
dass die versicherte Sache (das Haus) „in 
gleicher Art und Zweckbestimmung an der 
bisherigen Stelle wiederherzustellen“ ist. 

Neues von der Neuwertspitze
Es geht um die Wiederherstellungsklausel in Gebäudeversicherungsverträgen –  

und darum, wie sie im Falle eines Falles zur Anwendung und Auslegung kommt.

Nun ja: Dass der Neubau „moderner“ aus-
fallen darf, umso mehr, je älter der Altbau 
war, das wusste man schon und liegt, wie 
man so schön sagt, in der Natur der Sache: 
Per definitionem kann man einen Altbau 
nun einmal nicht neu errichten. Diesmal aber 
wurde statt des abgebrannten zweigeschossi-
gen Hauses mit 106 qm Wohnfläche (Keller 
und Dachboden nicht mitgerechnet) nach 
dem Schadensfall ein großer Bungalow mit 
153 qm ebenerdiger Wohnfläche geplant. 
Dass man zu dessen Errichtung die Versiche-
rungssumme verwenden kann, dürfte nicht 
nur den Versicherer, sondern auch den Rest 
der Fachwelt erstaunt haben (OLG Dresden, 
Urteil vom 29. Mai 2018, 4 U 1779/17, rkr.). 
Ist der Flachbau die „moderne Form“ des 
mehrgeschossigen Einfamilienhauses? Man 
kann zweifeln; für das Gericht ausschlagge-
bend war vor allem die Übereinstimmung 
des umbauten Raums. Es erklärte, dass die 
Wohnflächenverordnung zwar durchaus 
ihren spezifischen Anwendungsbereich habe, 
für die Frage der „versicherungsrechtlichen“ 
Vergleichbarkeit von Häusern sei sie aber 
nicht maßgeblich. 

Eine juristische Gratwanderung, denn 
einerseits ist es zwar richtig, dass Ein-
schränkungen im Versicherungsschutz dem 
versicherungsrechtlichen Laien klipp und 
klar vor Augen geführt werden müssen, 

andererseits aber findet die Wohnflächen-
verordnung längst über ihre Herkunft, näm-
lich aus dem Wohnungsbauförderungsrecht, 
hinaus Anwendung für Kostenverteilungen 
jeglicher Art im Miet- und WEG-Recht. 
Insofern hätte sich gewiss auch vertreten 
lassen, sie in zweifelhafte Abgrenzungs-
fragen miteinzubeziehen. So mag es viel-
leicht sogar eine Rolle gespielt haben, dass 
im konkreten Fall an Angehörige „vermie-
tet“ wurde und eine professionelle Verwal-
tung nicht im Spiel war. Denn deren Wissen 
wäre dem Versicherungsnehmer womöglich 
 zugerechnet worden. 

Ein Grund, auf professionelle Verwaltung 
zu verzichten, ist das sicherlich nicht. Aller-
dings muss man in Versicherungssachen 
stets auf Überraschungen gefasst sein: Mehr 
noch als in anderen Rechtsgebieten können 
hier kleine Details in sorgfältiger Sachver-
haltsaufbereitung entscheidende Unter-
schiede zur Folge haben. Hier waren es fast 
100.000 Euro Versicherungsleistung, für 
die ja immerhin acht Jahre lang Prämien 
gezahlt wurden. Freilich mögen die Beru-
fungsrichter auch in Erwägung gezogen 
haben, dass ohnehin nur 70 Prozent der 
Gebäudeversicherungsprämien den Weg 
zurück zu Geschädigten finden (GdV, Sta-
tistisches Taschenbuch der Versicherungs-
wirtschaft 2017, Tafel 75).
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